Wien, Donnerstag den 25. December 1879. 


XII. Jahrgang. Nr. 52. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift an Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 
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An unſere Teler! 


Wir laden zur Pränumeration auf die „Oeſterreichiſche 
Zeitſchrift für Verwaltung“ für das Jahr 1880 ein. 
Das Jahres⸗Abonnement beträgt wie bisher für die Zeitſchrift mit 
der in Buchform bogenweiſe beigegebenen Beilage der 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 6 fl. 
(oder 12 Mark), für die Zeitſchrift allein ohne jene Bei- 
lage 4 fl. (oder 8 Mark). Die Pränumeration kann auch halbjährig 
oder vierteljährig geſchehen. Doch bitten wir die Abonnenten um recht⸗ 
zeitige Erneuerung der Pränumeration, damit in der Zuſendung keine 
Unterbrechung eintrete. Die Einſendung der Pränumerationsbeträge wolle 
mittelſt Poſtan weiſung geſchehen. 
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Zur Frage, was bei unterirdiſch ab⸗ und zufließendem Waſſer 
Rechtens ſei. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Competenz zur Einſtellung der Hebammenpraris. 

Wenn auf einer periodifchen Druckſchrift als „Redacteur“ eine der Behörde nicht 
angezeigte Perſon genannt wird, ſo ändert der Umſtand, daß auf demſelben 
Blatte auch die in der Anzeige als „verantwortlicher Redacteur“ bezeichnete 
Perſon in dieſer Eigenſchaft angegeben iſt, nichts an der Anwendbarkeit der 
Strafbeſtimmung des § 11 des Preßgeſetzes. 


Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Zur Frage, was bei unterirdiſch ab- und zufließend em 
Waller Rechtens ſei. 


Eine intereſſante Darlegung zu dieſer auch nach unſerem Rechte 
nicht geklärten Frage *) finden wir in der „Zeitichrift für badiſche 
Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege“ in einem von Dr. Warn⸗ 
könig gezeichneten Aufſatze: „Donau und Aach, ein waſſerrechtlicher 
und waſſerpolizeilicher Beitrag“, welchen wir zur Gänze im Folgenden 
mittheilen: 

Es iſt eine aus öffentlichen Blättern ſchon ziemlich allgemein 
bekannte Thatſache, daß die Donau einen großen Theil ihres Waſſers 
bei Immendingen, da, wo ſie hart an dem Höhenzug vorbeifließt, durch 


) Vergl. Peyrer „Heſterreichiſches Waſſerrecht“ S. 163 ff. 


Löcher und Spalten auf ihrem rechten Ufer, verliert und daß drei 


Stunden von hier entfernt im Höhgau bei dem Städtchen Aach eine 
mächtige Quelle entſpringt, welche das Flüßchen Aach ſpeiſt und auf 
ihrem kurzen Laufe zum Rhein große Waſſerwerke im Dorfe Aach, in 
Volkertshauſen, Singen und Arlen in Betrieb ſetzt. 

Der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen dieſen beiden Erſchei⸗ 
nungen iſt ſchon lange vermuthet, aber erſt in neueſter Zeit durch eine 
auf Anordunng des großherzoglichen Handelsminiſteriums durch Herrn 
Profeſſor Dr. Knop vorgenommene Unterſuchung wiſſenſchaftlich feſt⸗ 
geſtellt worden. 

Durch den Waſſerverluſt der Donau ſind die Werksbeſitzer unter⸗ 
halb Immendingen, in Möhringen, Tuttlingen, Ludwigsthal und Mühl⸗ 
heim in hohem Grade benachtheiligt. Zwiſchen ihnen und den Werk⸗ 
beſitzern an der Aach ſind deßhalb ſchon früh Streitigkeiten entſtanden, 
welche die Thätigkeit der Verwaltungsbehörde in Anſpruch nahmen und 
noch immer ihrer endgültigen Erledigung harren. 

Dieſelben find von Fo eigenthümlicher Art, daß fie wohl ver— 
dienen, die Aufmerkſamkeit der Juriſten und der Publiciſten auf ſich 
zu ziehen. 

In Vorausſicht dieſer Streitigkeiten hatte einer der Werksbeſitzer 
an der Aach vor mehr als 30 Jahren die der f. Standesherrſchaft 
Fürſtenberg gehörige Mühle zu Mohringen an der Donau um eine 
hohe Summe erſtanden, nicht etwa um dieſelbe zu betreiben, ſondern 
um zu verhindern, daß ein anderer Beſitzer der Mühle das Donau— 
waſſer ſich mehr dienſtbar mache, als ihm für ſeine Triebwerke an der 
Aach lieb wäre. 

Von der alſo erworbenen Verfügungsgewalt über die Donau 
muß er einen ſehr ausgiebigen Gebrauch gemacht haben; denn die 
Stadtgemeinde Möhringen und die Werksbeſitzer in Tuttlingen ſahen 
ſich veranlaßt, Anlagen in der Donau zu machen, durch welche dem 
Waſſerverluſt vorgebeugt werden ſollte. Hierüber beſchwerten ſich die 
Aachwerksbeſitzer beim großherzoglichen Bezirksamt Engen, welches die— 
ſelben indeſſen abwies; aber auf deren Recurs hob die großherzogliche 
Kreisregierung zu Conſtanz die amtliche Verſügung wieder auf. 

Der Regierungserlaß vom 21. September 1855 iſt die erſte 
grundlegende Entſcheidung in dieſer Sache und ſo reich an thatſächlichem 
wie rechtlichem Material, daß wir nicht umhin können, ihn ſeinem 
ganzen Umfange nach wörtlich wiederzugeben. 

Er lautet: 

„Die Donau kann in ihrem Laufe auf badiſchem Gebiete nicht 
unter die ſchiffbaren oder flößbaren Flüſſe im Sinne des L. R. S. 
538 gerechnet werden, indem dieſelbe, abgeſehen von den daran 
liegenden, jede Schiff- oder Floßfahrt hindernden Waſſerwerken ſchon 
vermöge ihrer Krümmungen, weder mit großen Schiffen, noch mit 
gebundenen Langholzflößen befahren werden kann, dieſelbe bildet daher 
auch nicht eine Zugehörde des Staatseigenthums, ſondern ſteht vielmehr, 
da ſie auch nicht unter die in L. R. S. 714 hervorgehobenen Sachen 
gehört, die nämlich für Niemand Eigenthum, aber für Jedermann 


zum Gebrauch find, jure accessionis in dem Privateigenthum der 
Anlieger, L. R. S. 644 u. 645, vergl. Brauer's Erl. zu L. R. S. 714; 
Renaud im Magazin für badiſche Rechtspflege und Verwaltung 1. Bd. 
S. 349 u. ffg. beſonders 356 —59 und Nüßlin in den Gerichts⸗ 
aunalen vom Jahre 1843 S. 116 u. 117. Davon, daß die Gemeinde, 
durch deren Gemarkung die Donau fließt, Eigenthümerin derſelben ſei, 
kann nicht die Rede fein, es entbehrt dieſe Anſicht, welche das große 
herzogliche Bezirksamt adoptirt hat, jeder Begründung; aus dem 
Eigenthumsrecht der Anlieger ergibt ſich, daß nur dieſer und kein 
anderer befugt iſt, über das Donaubett und das durchſtrömende 
Waſſer innerhalb der durch das Geſetz gezogenen Schranken zu verfügen. 

Da nun das königl. württembergiſche Hüttenwerk Ludwigsthal 
und die Wollſpinnerei Tuttlingen auf der Gemarkung Möhrungen kein 
Grundeigenthum längs der Donau beſitzen, ſo ſind ſie auch im vorliegenden 
Falle, wenn es ſich um das Recht zu Aenderungen auf dieſer Strecke 
der Donau handelt, gar nicht zur Sache legitimirt; das Gleiche gilt 
von der Gemeinde Möhringen, ſoweit fie nicht ſelbft Grundeigenthum 
an den Ufern der Donau beſitzt, gerade an der hier in Frage ſtehenden 
Stelle mit ihren eigenthümlichen Liegenſchaften an die Donau anſtoßt; 
wäre dieſes aber auch der Fall, ſo ging der amtliche Beſcheid, daß 
die Gemeinde Möhringen befugt ſei, das Donauwaſſer nach Belieben 
zu benutzen, alſo auch in künftigen Fällen durch Eindämmung oder 
Werke anderer Art von den Felſenriſſen wegzuleiten, zu weit, ſowie 
auf der anderen Seite den Fabriksbeſitzern Ten Brink und Trötſchler 
die Berechtigung zur Einſprache gegen Aenderungen im Flußbette von 
Seite der Gemeinde und den württembergiſchen Fabriksbeſitzern mit 
Unrecht abgeſprochen wurde, da fie doch anerkanntermaßen Eigen⸗ 
thümer einer Mühle an der Donau, alſo auch Miteigenthümer an 
der letzteren ſelbſt, ſoweit ſie an ihrem Eigenthum vorbeifließt, 
geworden ſind. 

Denn einmal iſt jedem Eigenthümer im Falle eines entſtehenden 
Streites die Betretung des Rechtsweges vorbehalten, L. R. S. 645, 
ſodann ſind die über den Lauf und die Benützung der Waſſer 
beſtehenden polizeilichen Verordnungen zu beobachten, L. R. S. 645, 
650, 714. Dieſe ſchreiben aber vor, daß diejenigen Waſſer, Flüſſe, 
Kanäle, Teiche und ſonſtige Waſſerbehälter, welche beſtimmt ſind, 
Mühlen zu treiben, unter beſonderer polizeilicher Aufſicht ſtehen und 
von keiner Seite Aenderungen an deren beſtehenden Einrichtungen ohne 
obrigkeitliche Erlaubniß gemacht werden dürfen. (Mühlenorduung vom 
18. März 1822, § 11.) 

Hiernach kann alſo keine Rede davon ſein, daß ſelbſt die 
eigenthumsberechtigten Anlieger nach Belieben über das Flußwaſſer 
verfügen dürfen, wie es das großherzoglich badiſche Bezirksamt der 
Gemeinde Möhringen in der Verfügung vom 20. Februar 1855, 
Nr. 6091, zugeſtanden hat. Sie müſſen vielmehr überall da, wo durch 
ihre Benutzung deßhalb eine Aenderung an der beſtehenden, durch 
Natur oder Kunſt herbeigeführten Beſchaffenheit des Fluſſes vorgenommen 
werden ſoll, vorher die polizeiliche Erlaubniß dazu erwirken. 

Die Fabriksbeſitzer Ten Brink haben daher mit Recht zur Weg⸗ 
räumung der von Seite der Gemeinde Möhringen und den obgedachten 
württembergiſchen Etabliſſements in der Donau aufgeführten Werke 
ſolche Erlaubniß nachgeſucht, während dagegen die letzteren im Unrecht 
waren, dieſe Werke ohne obrigkeitliche Genehmigung eigenmächtig 
angelegt zu haben. (S. insbeſondere Mühlenordnung § 11, vorletzter 
Abſatz.) 

Das großherzogliche Bezirksamt hat übrigens der Gemeinde 
Möhringen, reſpective den übrigen Betheiligten nicht nur im Allgemeinen 
die beliebige Benützung der Donau geſtattet, ſondern insbeſondere 
auch ausgeſprochen, daß ſie in künftigen Fallen das Waſſer derſelben 
durch Eindammungen oder Werke anderer Art von den Felſenriſſen 
wegzuleiten befugt ſein ſollen. 

Hierin liegt eine ſpecielle polizeiliche Erlaubniß, zu deren 
Ertheilung das großherzogliche Bezirksamt an ſich competent iſt und 
rückſichtlich welcher es ſich nur darum handelt, ob dieſelbe durch 
genügende Gründe gerechtfertigt ſei. 

Es iſt eine bekannte Thatſache, daß zwiſchen dem Orte Immen⸗ 
dingen und dem Städtchen Möhringen ein nicht unbeträchtlicher Theil 
der Donau ſich durch Riſſe und Spalten in dem felſigen Bette der 
Erde verliert. Ebenſo iſt es allbekannt, daß drei Stunden davon, 
unter dem Städtchen Aach (im Höhgau) ein Flüßchen gleichen Namens 
mit ſolcher Mächtigkeit aus einem Felſen entſpringt, daß unmittelbar 


darauf bedeutende Waſſerwerke durch dasſelbe getrieben werden. Die 
Quelle der Aach liegt 1471 Par. Fuß über dem Meere, während 
Geiſingen, das nur um Weniges höher iſt als Immendingen und 
Möhringen eine Höhe von 2120 Par. Fuß hat. (Beides nach 
„Wild“; vergl. die Höhentafel bei Heuniſch, Beſchreibung des Groß— 
herzogthums Baden.) 

Das zwiſchen liegende Gebirge beſteht aus zerklüftetem Jurakalk. 
Man hat wahrgenommen, daß die Quelle der Aach ſtark fließt, wenn 
einige Zeit vorher an der oberen Donau ſtarke Gewitter und Regen⸗ 
güſſe vorgekommen ſind und in Folge davon auch das Donauwaſſer 
trüb geworden iſt; bei dieſen Verhältniſſen liegt die Vermuthung nahe, 
daß die Aach einen großen oder den größten Theil ihres Waſſers 
durch jene Abflüſſe der Donau erhält, daher denn auch ſeit lange her 
dieſe Annahme allgemein getheilt wird. (S. Kolb, Lexikon von Baden, 
Karlsruhe 1813, im Orte Aach, Kl. Fluß, Band J. S. 1.) 

Wenn nun auch die Möglichkeit des Gegentheils nicht ausgeſchloſſen 
it, jo ſpricht doch jedenfalls eine große Wahrſcheinlichkeit für den Zu— 
ſammenhang der Aach mit der Donau und eine Beſcheinigung liegt auch 
in dem vorliegenden Falle, da die Fabriksbeſitzer an der Aach ohne 
dringende Anzeichen desſelben ſicherlich nicht eine Mühle an der Donau, 
woran ſie ſonſt gar kein Intereſſe haben, um die Summe von 15.800 fl. 
angekauft haben würden. 

Muß hiernach angenommen werden, daß der Fluß Aach feinen 
Urſprung in einem für die daran gelegenen Waſſerwerke ſehr erheblichen 
Maße dem Gerölle und den Felſenriſſen im Donaubette zwiſchen Im⸗ 
mendingen und Möhringen zu verdanken hat, durch welche ſich ein 
Theil des Donauwaſſers verliert, ſo iſt es Pflicht der Polizeibehörde, 
an dieſem natürlichen Zuſtand der Dinge keine Aenderung vornehmen 
zu laſſen, wodurch die Anwohner der Aach in ihren Intereſſen gefähr— 
det würden. Dabei liegt es in der Natur der polizeilichen Wirkſamkeit, 
daß nicht der wirkliche Eintritt der Beſchädigung abgewartet wird, ſon 
dern daß der letzteren vorgebeugt wird, ſobald fie nach den Umſtänden 
als wahrſcheinlich erſcheint. Demjenigen, der eine Aenderung wünſcht, 
bleibt überlaſſen, Vorkehrungen zu treffen, die den gefürchteten Nach⸗ 
theil nicht zur Folge haben werden. 

Aus dieſen Gründen erſcheint auch in dieſem Punkte die Beſchwerde 
der Fabriksbeſitzer Ten Brink und Trötſchler als gerechtfertigt. Es wird 
nunmehr unter Verfällung der Stadtgemeinde Möhringen und Genoſſen 
in die Koſten und unter Aufhebung der dortigen Verfügung vom 
25. Jänner d. J. Nr. 1470 und vom 20. Februar d. J. Nr. 3091 
ausgeſprochen, daß an den fraglichen Stellen der Donau weder von 
der Stadtgemeinde Möhringen, noch von den württembergiſchen Fabriks— 
inhabern, noch von irgend Jemand bei Vermeidung einer ſchweren Strafe 
eine Aenderung an der beſtehenden Einrichtung getroffen werden dürfe, 
ohne vorher die obrigkeitliche Erlaubniß des großherzoglichen Bezirks⸗ 
amts eingeholt und erlangt zu haben. 

Das großherzogliche Bezirksamt wird, wenn ſolche Erlaubniß nach⸗ 
geſucht werden ſollte, nach den Verhältniſſen des einzelnen Falles und 
mit Berückſichtigung obiger Bemerkungen nach gepflogenen Verhandlungen, 
wozu die betheiligten Waſſerwerksbeſitzer an der Aach ebenfalls beizuziehen 
find, das angebrachte Geſuch jeweils geſondert salv. 1ecwsu verbe— 
ſcheiden.“ 

Gegen dieſes Regierungserkenntuiß recurirte zwar die Gemeinde 
Möhringen an das großherzogliche Miniſterium des Innern, wurde aber 
mit Erlaß vom 9. Februar 1856 abgewieſen. 

Hierauf beruhte die Sache ungefähr 20 Jahre. Inzwiſchen nahm 
der Waſſerverluſt der Donau ſtetig zu, indem neue Erdſpalten au dem 
rechtſeitigen Ufer entſtanden, ſo daß bei niederem Waſſerſtand auch nicht 
ein Tropfen Waſſer im Donaubett nach Möhringen abfloß. Hierdurch 
wurden nicht nur die Werksbeſitzer an der Donau auf das Schwerſte 
geſchädigt, ſondern auch in ſanitärer Hinſicht ſehr bedenkliche Zuſtände 
herbeigeführt, indem der Schlamm und die der Luft und der Sonne 
ausgeſetzten faulenden Waſſerpflanzen im ausgetrockneten Donaubett Mias⸗ 
men verbreiteten, die für die ganze Einwohnerſchaft des Donautbales 
äußerſt gefährlich waren. Es entſchloſſen ſich deßhalb die Betheiligten, 
die Sache wieder aufzugreifen und kamen beim großherzoglichen 
Bezirksamt Engen um die polizeiliche Erlaubniß ein, Vorkehrungen zu 
treffen, um das Waſſer von den fraglichen Erdſpalten wegzuleiten; ſie 
wurden aber mit amtlicher Entſchließung vom 9. November 1874 
unter Hinweiſung auf die oben mitgetheilte, angeblich rechtskräftige 
Entſcheidung abgewieſen. 
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Auf den dagegen ergriffenen Recurs erkannte das großherzogliche | dem Antrage ſtehe, ſoweit er die Verhinderung des Waſſerabflußes be- 
Handelsminiſterium mit Erlaß vom 14. Jänner 1875, Nr. 399, zwecke, die Rechtskraft des Erkenntniſſes der großherzoglichen Regierung 


wie folgt: 

„Wenn das Erkenntniß der großherzoglichen Regierung des 
Seekreiſes vom 21. September 1855, Nr. 17.454, feſtgeſtellt hat, 
daß die Donau auf dem badiſchen Staatsgebiet nicht zu den öffentlichen 
Flüſſen gehört, wohl aber als ein zum Treiben von Mühlen beſtimmtes 
Waſſer im Sinne der 88 11 — 13 der Mühlenordnung vom 18. März 
1822 zu betrachten iſt, ſo treffen die Vorausſetzungen des Erkenntniſſes 
noch heute zu, da ſeither die Donau nicht ſchiffbar oder floßbar gemacht 
wurde und noch immer zum Betreiben von Mühlen dient. 

Ebenſo entſpricht es noch vollkommen dem jetzigen Stand der in— 
ländiſchen Geſetzgebung, wenn jenes Erkenntniß beſtimmt, daß eine 
Aenderung an dem beſtehenden Zuſtande der Donau nicht ohne obrig⸗ 
keitliche Erlaubniß vorgenommen werden dürfe ($ 11 Mühlenordnung) 
und daß über die im einzelnen Falle hierwegen nachgeſuchte Erlaubniß 
vom Bezirksamt jeweils auf gepflogene Verhandlungen zu entſcheiden ſei. 

Nachdem nunmehr von dem Stadtmüller Friedr. Held jun. von 
Tuttlingen und Genoſſen neuerdings der Antrag geſtellt worden iſt, es 
möge ihnen geſtattet werden, in dem Donaubette zwiſchen Immendingen 
und Möhringen Vorkehrungen zur Verhinderung des Verlaufens von 
Waſſer zu treffen, hatte die Polizeibehörde vor Einleitung weiterer Ver⸗ 
handlungen vor Allem zu prüfen, ob die fraglichen Werkbeſitzer von 
Tuttlingen formell zu einem derartigen Antrage legitimirt ſind. Da die 
Donau ein Privatfluß iſt, ſomit den Beſtimmungen der L. R. S. 644 
u. 645 unterliegt, ſo ſind zur freiwilligen Benutzung des Donauwaſſers 
und zur Herſtellung der zur Benutzung dienlichen Einrichtungen nur 
diejenigen Grundeigenthümer berechtigt, deren Eigenthum an den frag- 
lichen Stellen von Donauwaſſer berührt, reſp. diejenigen Perſonen, welche 
von den Grundeigenthümern das Recht zur Benutzung rechtsgiltig über⸗ 
laſſen oder welchen kraft eines ihnen zugeſtandenen Expropriatious⸗ 
befugniſſes ein Recht zur Vornahme ſolcher Herſtellungen auf fremdem 
Eigenthume eingeräumt wird. 

Keiner dieſer Fälle liegt bei den die polizeiliche Erlaubniß nach⸗ 
ſuchenden Werkbeſitzern vor, dieſelben find daher formell zur Antrag— 
ſtellung nicht legitimirt und das großherzogliche Bezirksamt hat es mit 
Recht unterlaſſen, auf weitere materielle Verhandlungen über die nach⸗ 
geſuchte Erlaubniß einzutreten. 

Aus dieſen Gründen wird der von Stadtmüller Held und Genoſſen 
gegen das Erkenntniß des großherzoglichen Bezirksamt Engen vom 
19. November, Nr. 13.406, ergriffene Recurs unter Verfällung der 
Beſchwerdeführer in die Koſten als unbegründet verworfen.“ 

Durch dieſen Beſcheid ſahen ſich die Werksbeſitzer an der Donau 
veranlaßt, um die vermißte Legitimation zur Sache zu erlangen, das 
Eigenthum an den beiden Donauufern rings um die Verſicherungsſtellen 
käuflich zu erwerben, worauf ſie ihr früheres Geſuch wiederholten. 

Das großherzogliche Bezirksamt Engen erwiderte hierauf unterm 
12. October 1875, Nr. 11.358: 

„Die Erlaubniß zur Vornahme von Bauten in dem Donaubette 
lediglich zu dem Zwecke der Verhütung des Waſſerablaufes aus der 
Donau wird anmit auf Grund der früheren Entſcheidungen (vergl. 
Entſcheidung des Bezirksamtes vom 19. November 1874 Nr. 13.406) 
verweigert. 

Soweit Bauten zum Schutze des Eigenthums vorgenommen werden 


wollen, müſſen ſolche vorerſt näher dargeſtellt und als nothwendig nach⸗ 


gewieſen werden, worauf weitere Verfügung ergehen wird.“ 

Auf ergriffenen Recurs erkannte das großherzogliche Handels⸗ 
miniſterium mit Erlaß vom 11. November 1875, Nr. 8834: 

„Die Autragſteller bitten um die polizeiliche Erlaubniß, auf ihrem 

Grundſtücke an den Ufern der Donau Vorkehrungen zur Sicherung ihres 
Ufergrundſtückes und zur Verhinderung des Verſickerns des Donauwaſſers 
u treffen. 
i Dieſen Antrag hat das großherzogliche Bezirksamt Engen getheilt 
und ſoweit derſelbe die Sicherung des Grundſtückes bezweckt, darüber 
Verhandlungen eingeleitet, ſoweit er aber den Ablauf des Donauwaſſers 
zu verhindern beabſichtigt, abweiſend verfügt. 

Durch dieſe Entſcheidung fühlen ſich die Antragſteller mit Recht 
beſchwert; die Polizeibehörde hätte über den ganzen Antrag, welcher 
nur Eine Bauvorrichtung zum Gegenſtand hat, nach jeder polizeilich in 
Betracht kommenden Hinſicht verhandeln und entſcheiden ſollen. 

Mit Unrecht nimmt nämlich das großherzogliche Bezirksamt an, 


des Seekreiſes vom 21. September 1858, Nr. 17.454, entgegen. 


Denn wenn auch die allgemeinen Vorausſetzungen jeder Rechts⸗ 
kraft, Identität von Sache und Perſonen, vorliegen würden, was aus 
den Acten keineswegs erhellt, ſo würde die Sache doch deßhalb nicht 
als rechtskräftig entſchieden betrachtet werden können, weil jenes Er— 
kenntniß eine jo weit gehende Entſcheidung gar nicht geben wollte, in 
dem vorleiten, den eigentlichen Wortlaut des Erkenntniſſes enthaltenden 
Abſatze der Verfügung vom 21. September 1856 ſpricht ſich nämlich 
die Kreisregierung lediglich dahin aus, daß eine Aenderung der beſte⸗ 
henden Einrichtungen an jener Stelle nur mit polizeilicher Erlaubniß 
ſtattfinden dürfe und weiſt das großherzogliche Bezirksamt ausdrücklich 
an, wenn ſolche Erlaubniß nachgeſucht werden ſollte, nach den Verhält⸗ 
niſſen des einzelnen Falles und mit Berückſichtigung der in gedachter 
Verfügung enthaltenen Bemerkungen nach gepflogenen Verhandlungen 
über das Geſuch zu entſcheiden. 

Aus dieſen Gründen wird der abweiſende Theil des Erkenntniſſes 
des großherzoglichen Bezirksamtes Engen vom 12. v. M., Nr. 12.358, 
aufgehoben und großherzogliches Bezirksamt angewieſen, über den An— 
trag von Fr. Held, Stadtmüller in Tuttlingen und Genoſſen, nach den 
beiden Richtungen hin zu verhandeln und zu entſcheiden. Die durch die 
ſeitherige Abweiſung, bezw. das Recursverfahren entſtandenen Koſten 
werden niedergeſchlagen. 

Die Verhandlungen find in der Weiſe einzuleiten, daß nach Vor⸗ 
lage genauer Sitnationspläne und Pläne der beabſichtigten Bauvorrich⸗ 
tungen das öffentliche Aufforderungsverfahren vorgenommen wird.“ 

Weitere Verhandlungen fanden indeſſen im Hinblicke auf das 
Knop'ſche Gutachten bis jetzt nicht ſtatt. 

Nur um einigermaßen den Uebelſtänden abzuhelfen, kam die Ge— 
meinde Möhringen um die polizeiliche Erlaubniß ein, das Donaubett 
an der Verſickerungsſtelle von den Sandbänfen reinigen zu dürſen, welche 
ſich dort in Folge von Ufereinbrüchen und Abrutſchungen der Thalwand 
gebildet hatten, worauf das großherzogliche Bezirksamt Engen unterm 
24. November 1877, Nr. 16.702, erwiederte: 

„Zur Reinigung der Donau von Sand und Geſchiebe geben wir 
inſoweit die Erlaubniß, als hierdurch das Waſſer von den Felſen⸗ 
klüften nicht weggeleitet wird. Wir erwarten, daß dieſe Bedingung wird 
ſorgſam eingehalten werden. Den Vollzug zu überwachen und vor— 
ſchriftswidrige Ausführungen ſofort einzuſtellen, wird die Gendarmerie 
beauftragt.“ 

Alle bisher mitgetheilten Vorgänge betreffen den Waſſerverluſt 
der Donau unterhalb des Wehrs der f. Fürſtenberg'ſchen Maſchinenfabrik 
zu Immendingen; im Jahre 1874 machte letztere die Entdeckung, daß 
auch oberhalb des Wehrs an verſchiedenen Stellen des rechten Ufers 
das Donauwaſſer verſickere. 

Um dieſem Waſſerverluſt zu begegnen, beſchloß fie, die Verſicke— 
rungsſtellen mit Betonſchichten waſſerdicht zu ſchließen und legte einen 
diesbezüglichen Plan dem großherzoglichen Bezirksamte Engen mit der 
Bitte um die polizeiliche Erlaubniß zu deſſen Ausführung vor. 

Auf die öffentliche Bekanntmachung dieſes Vorhabens erhoben 
ſowohl die Aachwerksbeſitzer als die Gemeinde Immendingen dagegen 
Einſprache. 

Nach gepflogener mündlicher Verhandlung hierüber erließ der 
Bezirksrath unterm 17. Jänner 1877 folgenden Beſcheid: 

„Die fürſtlich Fürſtenberg'ſche Domänendirection Donaueſchingen 
beabſichtigt der fürſtlichen Maſchinenfabrik zu Immendingen dasjenige 
Donauwaſſer zuzuleiten, welches oberhalb ihres Wehres in Felſenklüften 
verſchwindet und ſomit das Eigenthum der fürſtlichen Standesherrſchaft, 
auf welchem die Maſchinenfabrik errichtet ift, weder durchſtrömt, noch 
auch nur einſeitig berührt; ſie will dieſe Zuleitung durch Betonſchichten 
erwirken, welche über drei Felſenklüfte im Flußbette der Donau ohne 
Aenderung des Raumgehaltes des Flußbettes angebracht werden ſollen. 

Die fraglichen drei Felſenklüfte befinden ſich zunächſt des Ufers, 
welches hier im Eigenthume der Gemeinde Immendingen ſteht. 

Durch die Anlage ſelbſt iſt die Möglichkeit ausgeſchloſſen, dem 
Waſſer nach ſeiner Benützung ſeinen gewöhnlichen Lauf wieder zu 
verſchaffen. 

Die Bittſtellerin ſucht zu dieſen Bauten die Genehmigung der 
Verwaltungsbehörden nach und erſcheint dieſe Genehmigung auch nach 
dem nunmehr in Giltigkeit erwachſenen badiſchen Waſſergeſetze vom 
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25. Auguſt 1876, und zwar nach § 23, Ziff. 2 des Geſetzes, erfor⸗ 
derlich, da die Bauten lediglich als Zuleitungscanäle zu dem fürſtlichen 
Triebwerke erſcheinen. 

Dieſe Genehmigung muß zur Zeit verſagt werden unter Verfäl⸗ 
lung der Antragſtellerin in die Koſten des Verfahrens. Auf die erfolgte 
Bekanntmachung ſind zwei Einwendungen vorgetragen: 

a) Die Anlagen drohten ſowohl durch Einengung des Flußbettes, 
wie durch Erhaltung, bezw. Vermehrung des Waſſers in der Donau 
eine Erhöhung des Waſſerſpiegels und damit eine Beſchädigung für die 
obenliegenden Wieſen und den Ort Immendingen herbeizuführen. 

Dieſer Einſprache gegenüber hat die Bittſtellerin erklärt, am 
Raumgehalt des Flußbettes, bezw. am Flußprofile nichts ändern zu 
wollen. Die großherzogliche Waſſer- und Straßenbau⸗Inſpection hält 
dieſe Einſprache für unbegründet, da nur eine in waſſerreichen Zeiten 
ganz unerhebliche Waſſervermehrung eintrete und da zur Sicherung der 
Wieſen und des Ortes die Beſtimmungen über die Stauhöhe als allein 
maßgebend und auch genügend erachtet werden müßte. 

Der Bezirksrath ſchließt ſich den Ausführungen der techniſchen 
Behörde in jeder Beziehung an und hätt deshalb dieſe Einſprache auch 
dann für unbegründet, wenn der Abfluß au zwei Stellen, wie in heu— 
tiger Tagſahrt behauptet wurde, wie ein rauſchender Bach ſich hören 
laſſe. Es wird jedoch 

b) weiter eingewendet, daß das beabſichtigte Unternehmen erheb— 
liche Nachtheile für die an der Aach vorſchriftsmäßig errichteten Anla 
gen herbeiführen würde Dieſe Einſprache ſtützt ſich auf Art. 25, Ziff. 2 
des Waſſergeſetzes und unterliegt der Eutſcheidung des Bezirksrathes als 
Verwaltungsbehörde. 

(Art. 89, Ziff. 1 des Waſſergeſetzes.) 

Der Bezirksrath hält dieſe Einſprache ſür begründet. Es iſt zwar 
eine bis in die neueſten Tage viel beſtrittene Frage, ob das iu den 
Felsklüften verſchwindende Waſſer der Donau in der mächtigen Aach 
quelle wiederum zu Tage trete. Zur wiſſenſchaftlichen Löſung dieſer 
Frage hat das großherzogliche Handelsminiſterium Anordnungen erlaſſen, 
dieſelben haben aber irgend welches Reſultat noch nicht geliefert. Der 
Bezirksrath glaubt im Hinblicke auf dieſe wiſſenſchaftlichen Unterſuchun— 
gen vorerſt in dieſem Verfahren zu eingehenden Erhebungen um ſo 
weniger Anlaß zu haben, als keine Partei auch nur verſucht hat dieſe 
Frage einer Löſung näher zu bringen. 

Das ſchon in den früheren El kenntniſſen errungene thatſächliche 
Reſultat muß auch der heutigen Eutſcheidung zu Grunde gelegt werden, 
es gilt auch heute noch die Vermuthung: 

„daß die Aach einen großen oder deu größten Theil ihres Waſſers 
durch die Abflüſſe der Donau erhalte.“ (Erkenntniß großherzogl. Regie 
rung des Seekreiſes vom 21. September 1857, Nr. 17.454.) 

Auf dieſer Grundlage entſcheidet ſich die Frage, ob die vorſchrifts— 
mäßig errichteten Waſſerwerkanlagen au der Aach durch die Schließung 
der Donaufelsklüfte erhebliche Nachtheile erleiden werden, um ſo leich 
ter, als es notoriſch, daß ſchon jetzt in waſſerklemmen Zeiten die Aach— 
fabriken Dampfmaſchinen verwenden müſſen. 

Wenn der Bezirksrath aus dieſen Gründen die Frage über den 
Abfluß des Donauwaſſers in die Aach nicht zum Beweis ausſetzen 
konnte, jo mußte doch anerkaunt werden, daß dem heute vorliegenden 
Geſuche gar keine Hinderniſſe von Verwaltungswegen entgegen treten 
dürften, wenn der Zuſammenhaug mit der Aach verneineud entſchieden 
und auch dargethan ſein würde, daß in den waſſerarmen Höhgauthä— 
lern der für die häuslichen Zwecke oder die Feuerſicherheit der Ort 
ſchaften nothwendige Waſſerbedarf durch fragliche Waſſerableitung nicht 
geſchmälert werde. Es hielt der Bezirksrath es deshalb für entſprechend, 
das Geſuch als nur zur Zeit unbegründet zurückzuweiſen; es bleibt der 
Geſuchſtellerin überlaſſen, die nöthigen Nachweiſe in dieſer Richtung ſelbſt 
zu beſchaffen oder die vom großherzogiichen Handelsminiſterium angeord⸗ 
neten wiſſenſchaftlichen Erhebungen abzuwarten und je nach dem Reſul⸗ 
tate ſodann weiteren Autrag zu ſtelleu. 

Bei dieſer Sachlage konnte die Frage unentſchieden bleiben, ob 
die fürſtlich Fürſtenberg'ſche Domänendirection überhaupt zu ihrem An⸗ 
trage legitimirt ſei. Die Frage, ob die Waſſerbenützung an dem unten— 
liegenden Grundſtück zu Arbeiten iu dem oberhalb längs des Ufereigen- 
thums eines Andern liegenden Bachbett berechtigt (vergl. L. R. S. 640, 
644, Arg. Art. 7, 8, Abſ. 1, 10, Abſ. 1 und 29 des Waſſergeſetzes), 
eignet ſich lediglich zum Austrag vor den bürgerlichen Richter; auf die 
Prüfung dieſes Legitimationspunktes brauchte der Bezirksrath um ſo 
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weniger einzugehen, als der obere Ufereigenthümer (die Gemeinde Immen⸗ 
dingen) hierwegen nichts einwendet. 

Der richterlichen Austragung muß endlich im Streitfall auch die 
Frage überwieſen werden, ob die Geſuchſtellerin zur Benützung und 
folgeweiſe auch zur Zuleitung desjenigen Waſſers befugt ſei, welches 
ohne die beabſichtigten künſtlichen Anlagen nicht an dem Waſſerwerke 
vorbeifließt und welchem nach der Benützung der gewöhnliche Lauf nicht 
mehr gegeben werden kann. (L. R. S. 644 und Art. 8, Abſ. 3 und 
Art. 92 des Waſſergeſetzes.) 

Der dagegen ergriffene Recurs wurde, als verſäumt, abgewieſen. 

Da aber das Geſuch ſelbſt nur zur Zeit abgewieſen worden war, 
ſo wurde nach dem Erſcheinen des Knop'ſchen Gutachtens im Hinblicke 
darauf, daß nach dem letzteren zwar ſämmtliches durch die Felsklüfte 
bei Immendingen verſickernde Donauwaſſer bei der Aachquelle wieder 
zum Vorſchein kommt, daß aber die geſammte Menge dieſes Waſſers 
doch nur etwa die Hälfte der Waſſerführung der Aach ausmacht und 
daß die andere Hälfte dieſes Waſſers vollſtändig genüge, den für die 
häuslichen Zwecke und die Feuerſicherheit der Ortſchaften in den waſſer 
armen Höhgauthälern nothwendigen Bedarf zu befriedigen, das Geſuch 
von Neuem wieder eingebracht, jedoch auch dieſes Mal wieder ohne 
Erfolg. Der Bezirksrath erließ unterm 13. Auguſt 1878, Nr. 11.185, 
folgenden Beſcheid: 

„Dem Unternehmen der f F. Standesherrſchaft, oberhalb des 
Immendinger Wehres drei Felsſpalten zur Verhütung der Waſſerver 
ſickerung zu ſchließen, wird aumit auf die Einſprache der Werkbeſitzer 
an der Aach die Genehmigung verſagt und die Standesherrſchaſt für 
ſchuldig erklärt, die durch die Einſprache des Fabrikanten Loés erwach 
ſenen Koſten zu tragen. 

Dieſer Beſcheid ſtützt ſich auf $ 23, Ziff. 2, $ 86, Abſ. 2 und 
§ 89, Ziff. 1 des W. G. und auf die bezirkspolizeiliche Vorſchrift vom 
19. Mai 1877, Amtsblatt 61, und beruht auf der Erwägung, daß 
es nach L. R. S. 644, Art. 8, Abſ. 3, Art. 9, Art. 25, Ziff. 2, 
vergl. Art. 79, Ziff. 1 des W. G. nicht zuläſſig iſt, das nach dem 
Gutachten des Dr. Knop vom 16. October 1877 durch die fraglichen 
Felsſpalten in die Aach abfließende Donauwaſſer von dieſem feinen 
gewöhnlichen, ſeit unfürdenklichen Zeiten, ohne künſtliches Zuthun inne 
gehaltenen Laufe und damit von den Waſſerwerken der Aach abzuleiten. 
Bei dem niederſten Waſſerſtande mag es zwar möglich ſein, durch die 
unteren Felsſpalten dem abgeleiteten Waſſer den Lauf in die Aach 
wiederzugeben, es iſt dies jedoch bei mittlerem und Hochwaſſerſtand 
unzweifelhaft nicht möglich und iſt es der f. F. Standesherrſchaft nicht 
erlaubt, die Aachwerkbeſitzer auf den niederſten Waſſerſtand zu beſchränken. 

Bezüglich der im Berichte vom 2. Auguſt d. J. erneuerten Ein 
ſprache des Gemeinderathes von Immendingen wird lediglich auf die 
Gründe zum Beſcheid vom 17. Jänner 1877, wornach dieſe Einſprache 
als unbegründet zurückgewieſen iſt, Bezug genommen.“ 

In dem dagegen ergriffenen Recurs wurde ausgeführt, daß der 
Land echtſatz 644 nur den Uferbeſitzern Benützungsrechte an dem an 
ihrem Eigeuthum vorbeifließendem Waſſer einräumt, nicht aber auch den— 
jenigen, welchen es unterirdiſch zufließt. 

An dem unterirdiſchen, uferloſen Waſſer habe nur der Eigen— 
thümer der Bodenoberfläche ein Benützungsrecht; nach L. R. S. 641 
habe der Eigenthümer des Bodens das ausſchließliche Verfügungsrecht 
über die auf ſeinem Eigenthum entſpringende Quelle und ſomit auch 
auf das unterirdiſche Waſſer, welches er auf feinem Grund und Boden 
erbohrt und hieran könne ihn ein Anderer nicht hindern, welchem das 
Waſſer ſonſt unterirdiſch zufließen würde. 

Hiernach hätten die Werkbeſitzer an der Aach nur ein Recht an 
deren Waſſer, ſoweit es an ihrem Eigenthum vorbeifließt und den 
oberen Ufereigenthümer gegenüber höchſtens bis zur Aachaquelle hinauf, 
aber nicht darüber hinaus. 

Es ſtehe ihnen deßhalb auch nicht den Donauufereigenthümern 
gegenüber ein Recht darauf zu, daß ſie das Donauwaſſer durch die 
auf ihrem Eigenthum befindlichen Felſenklüfte abfließen laſſen. 

Nichtsdeſtoweniger iſt der Recurs der f. F. Standesherrſchaft 
vom großherzoglichen Handelsminiſterium mit Erlaß vom 19. September 
1878, Nr. 6697, lediglich aus den dem bezirksräthlichen Erkenntniſſe 
beigefügten Erwägungen verworfen worden. 

Dieſes iſt der gegenwärtige Stand des Streites; augenſcheinlich 
hat er aber noch nicht alle ſeine Phaſen durchlaufen; noch ſteht die 
Entſcheidung der bürgerlichen Gerichte darüber aus, was unter dem natür⸗ 


lichen Laufe eines Fluſſes zu verstehen iſt und ob derjenige, dem es unter- 
irdiſch zufließt, ein Recht auf den ungeſchmälerten Zufluß desſelben 
hat und ob dieſes Recht die nach L. R. S. 644 dem Eigenthümer 
beider Uſer eingeräumte Befugniß, dem Waſſer innerhalb ſeines Eigen⸗ 
thums jede beliebige Richtung zu geben, ausſchließt. 

Auch die völkerrechtliche Frage iſt nicht ausgeſchloſſen, ob ein 
Staat einem andern gegenüber ein Recht darauf beſitzt, daß ihm ein, 
beide Staatsgebiete durchſtrömender Fluß erhalten bleibe. 

Selbſt die Reichsgeſetzgebung dürfte aus dem vorliegenden Fall 
Anlaß nehmen, Beſtimmungen darüber zu treffen, was bei unterirdiſch 
abfließendem Waſſer Rechtens ſei. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenz zur Einſtellung der Hebammenpraxis. 

M. P., conceſſionirte Hebamme in .... wurde mit rechts⸗ 
kräftigem Urtheile des Landesgerichtes . . .. vom 31. Juli 1879, 
3. 9639, der Mitſchuld am Verbrechen der Abtreibung der Leibes⸗ 
frucht für ſchuldig erkannt und zur Strafe des ſchweren Kerkers in der 
Dauer von vierzehn Monaten, verſchärſt mit einem Faſttage in jedem 
Monate, verurtheilt. 

Das Landesgericht hat nach 8 30 Strafgeſetz den diesfälligen 
Straſact der Landesſtelle zur weiteren etwaigen Amtshandlung mitgetheilt. 

Die Landesſtelle ließ ſich bei Beurtheilung dieſes Gegenſtandes 
von folgenden Erwägungen leiten: 

Der $ 30 des Strafgeſetzes enthält Beſtimmungen über den 
Vorgaug wegen Entziehung eines Gewerbes im Falle der Verurtheilung 
wegen eines Verbrechens. Nach Art. V lit. g des kaiſ. Patentes vom 
20. December 1859 findet aber das Gewerbegeſetz auf die Ausübung 
der Hebammenkunde keine Anwendung. Mit Rückſicht auf die 88 1, 2 
und 6 des Sanitätsgeſetzes vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68, 
und auf die Hebammeninſtruction vom 25. März 1874, R. G. Bl. 
Nr. 32, hielt jedoch die Landesſtelle die politiſchen Behörden erſter 
Inſtanz competent, die Entziehung des Diploms, reſpective die Ein⸗ 
ſtellung der Praxis jener Hebamme auszuſprechen, welche in Folge 
einer durch eine ſtrafgerichtliche Verurtheilung geahndeten Handlung 
oder Unterlaſſung die nöthige Vertrauenswürdigkeit oder Verläßlichkeit 
verwirkt hat — und leitete demgemäß im vorliegenden Falle das 
Erforderliche ein. F. K. 


Wenn auf einer periodiſchen Druckſchrift als „Nedacteur“ eine 

der Behörde nicht angezeigte Perſon genannt wird, fo ändert 

der Umſtand, daß auf demfelben Blatte auch die in der Anzeige 

als „verantwortlicher Redacteur“ bezeichnete Perſon in dieſer 

Eigenſchaft angegeben iſt, nichts an der Anwendbarkeit der Straf⸗ 
beſtimmung des $ 11 des Preßgeſetzes. 

Albert M. erſtattete die vorſchriftsmäßige Anzeige von dem be— 
vorſtehenden Erſcheinen einer neuen periodiſchen Druckſchriſt und machte 
ſich ſelbſt dabei als verantwortlicher Redacteur namhaſt. Als die erſte Nummer 
des Blattes erſchien, fanden ſich auf der Vorderſeite des Blattes die 
Worte: „Redacteur Rabbiner Dr. Alexander K. in Zürich.“ Auf der 
letzten Seite des Blattes war zu leſen: „Verlag von ... Für die 
Redaction verantwortlich: Albert M.“ 

Die deßhalb von der k. k. Staatsanwaltſchaft zu Brüx gegen 
die beiden auf dem Blatte als Redacteure Bezeichneten und gegen den 
Drucker des Blattes Karl Heinrich B. erhobene Anklage ward mit dem Ur— 
theile des Kreisgerichtes Brüx vom 7. Mai 1879, 3. 1193, erledigt. 
Dieſes Urtheil war bezüglich des Dr. Alexander K. ein freiſprechendes, 
indem feſtgeſtellt wurde, es ſei nicht erwieſen, daß Dr. K. auf die von 
M. erſtattete Anzeige irgend einen Einfluß genommen habe und daß 
ihm die Unwahrheit der darin enthaltenen Angaben bekannt war. In 
der Begründung dieſes Ausſpruches wird auch hervorgehoben, daß Dr. 
K. negirt, daß er die Redaction jenes Blattes übernehmen wollte und 
bemerkt, es liege kein Grund vor, an der Glaubwürdigkeit dieſer Aus⸗ 
ſage zu zweifeln. 

Bezüglich der beiden andern Angeklagten erfolgte die Verurthei⸗ 
lung, u. zw. habe: I. Albert M. dadurch, daß er in der von ihm als 
Herausgeber der periodiſchen Druckſchrift „Neue iſraelitiſche Zeitung“ 
an die landesfürſtliche Sicherheitsbehörde und an den k. k. Staatsan⸗ 
walt über die beabſichtigte Herausgabe dieſer Druckſchrift gerichteten 
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Anzeige ſich ſelbſt, nämlich Albert M., Redacteur, allein genannt habe, 
während in der am 1. November 1878 erſchienenen erſten Nummer 
dieſer Druckſchrift außer dem am Ende dieſes Blattes als verantwort⸗ 
lichen Redaeteur genannten Albert M. an der Spitze des Blattes auch 
Rabbiner Dr. Alexander K. in Zürich als Redacteur erſcheint und ſomit 
in der oben genannten Anzeige an den k. k. Staatsanwalt und die 
landesfürſtliche Sicherheitsbehörde eine falſche Angabe gemacht hat, und 
II. Karl Heinrich B. durch ſein Zuthun als Drucker der „Neuen iſrae⸗ 
litiſchen Zeitung“, weil ihm die Unwahrheit jener Angabe in der An⸗ 
zeige bekannt war, das im § 11, Abſ. 2 des Preßgeſetzes vom 
17. December 1862, R. G. Bl. Nr. 6 vom Jahre 1863, bezeichnete 
Vergehen begangen und werden dieſelben nach §S 11 Abi. 2 des Preß⸗ 
geſetzes unter Anwendung der $$ 266 und 260, lit. b St. G. jeder 
zu einer 48ſtündigen, mit einmal Faſten verſchärften Arreſtſtrafe und 
nebſtdem jeder zu einer Geldſtrafe von 20 fl. ö. W. verurtheilt. 

Hierüber heißt es in den Entſcheidungsgründen: Durch das 
Geſtändniß des Albert M. in Verbindung mit dem amtlichen Ausweiſe 
der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Komotau, welcher auf Grund der An⸗ 
zeige des Albert M. verfaßt wurde, iſt erwieſen, daß Albert M. 
allein der Behörde gegenüber als verantwortlicher Redacteur der heraus⸗ 
zugebenden periodischen Druckſchrift „Neue iſraelitiſche Zeitung“ angezeigt 
wurde. Es iſt weiters durch das den Acten beigeſchloſſene Blatt Nr. 1 
der „Neuen iſraelitiſchen Zeitung“ erwieſen, daß auf dieſer Nummer 
nicht bloß Albert M., ſondern auch an der Spitze des Blattes Dr. 
Alexander K. in Zürich als Redacteur genannt iſt, und beſteht ſonach 
hinſichtlich des namhaft gemachten Redacteurs zwiſchen den Angaben, 
wie ſie in der Anzeige an die Behörde enthalten ſind und wie ſie auf 
dem Zeitungsblatte erſcheinen, eine Divergenz. Weil aber der § 10, 
Abſ. 2 des Preßgeſetzes fordert, daß, wenn mehrere Redacteure auf 
dem Blatte genannt werden ſollen, deren Namen nebſt der Nachweiſung, 
daß ihre Eigenſchaften und Verhältniſſe den im § 12 dieſes Geſetzes 
vorgezeichneten Bedingungen entſprechen, in der Anzeige an die landes⸗ 
fürſtliche Sicherheitsbehörde erhalten ſein müſſen, und dies in dem 
vorliegenden Falle von Albert M. wiſſentlich unterlaſſen wurde, und 
weil ſomit Albert M. wiſſentlich falſche Angaben an die landesfürſtliche 
Behörde gemacht hat, ſo hat der Gerichtshof, von der Erwägung ge— 
leitet, daß das Geſetz zwiſchen einem verantwortlichen und nicht ver— 
antwortlichen Redacteur keinen Unterſchied macht und daß in dem im 
§ 10, Abſ. 2. des Preßgeſetzes enthaltenen Paſſus „und wenn meh⸗ 
rere auf dem Blatte genannt werden ſollen,“ unter „mehreren“ nur 
mehrere Redacteure überhaupt verſtanden werden können, und daß der 
Angeklagte, welcher ſich darauf beruft, daß er der Anſicht war und 
noch ſei, daß nur die Namen ꝛc. von verantwortlichen Nedactenven 
angezeigt werden müſſen, dadurch nicht ſtraflos wird, weil nach 
§ 233 St. G. B. Unkenntniß des Geſetzes überhaupt nicht entſchul⸗ 
digen kann, den Thatbeſtand des Vergehens im Sinne des § 11, Abſ. 2 
des Preßgeſetzes in objectiver und ſubjectiver Richtung als erwieſen 
angenommen und den Albert M. dieſes Vergehens für ſchuldig zu erkennen 
befunden.“ 

Die Verurtheilten meldeten hiegegen die Nichtigkeitsbeſchwerde an, 
über welche vor dem k. k. Caſſationshofe am 27. October 1879 unter 
dem Vorſitze des Herrn Hofrathes Pazelt verhandelt wurde. 

Der Vertheidiger Dr. Heinrich Glaſer machte folgende Nichtig- 
keitsgründe geltend: Aus den Motiven des Urtheiles ſeien die Gründe 
nicht zu entnehmen, warum die Anzeige über die Redaction des Dr. K. 
falſch ſein ſolle. Es gehe vielmehr aus den Feſtſtellungen hervor, daß 
Dr. K. in irgend einer Weiſe als Mitarbeiter habe mitwirken ſollen; 
er konnte daher bei dem Mangel einer juriſtiſchen Definition als 
Redacteur bezeichnet werden ($ 281, Z. 5). Ferner liege der Nichtig⸗ 
keitsgrund des $ 281, Z. 10 St. P. O. vor, weil als Vergehen des 
§ 11 Pr. G. der Umſtand bezeichnet wird, daß M. in der Anzeige 
nur ſich und nicht anch den Dr. K. als verantwortlichen Redacteur 
bezeichnet habe. Zwiſchen dem Redactenr und dem verantwortlichen 
Redacteur müſſe ein Unterſchied gemacht werden. Weder die Theorie 
noch die Praxis haben deu Begriff des Redacteurs feſtgeſtellt. Das 
Geſetz verlange uur Einen verantwortlichen Redacteur, und nicht alle 
Perſonen, welche an einem Blatte mitarbeiten, müſſen der Behörde 
angezeigt ſein. Nur wenn mehrere verantwortliche Redacteure ſind, 
müſſen deren Namen und Wohnorte angezeigt werden. Weiters werde 
3. 9, lit. b geltend gemacht, denn nach der Verantwortung des Ange⸗ 
klagten mußte ſich der Gerichtshof die Frage vorlegen, ob ein Umſtand 


unterlaufen ſei, der eine ſtrafrechtliche Verantwortung ausſchließt. Der 
Gerichtshof hat aber bei den Strafmilderungsgründen angeführt, daß er 
den Umſtand, daß die beiden Angeklagten ſich durch eine irrige Geſetzes⸗ 
auslegung zu der ſtrafbaren Handlung verleiten ließen, als erwieſen 
annehme. Der Einwendung, daß Niemand ſich mit Geſetzesunkenntniß 
entſchuldigen könne, werde damit begegnet, daß die Angeklagten das 
Geſetz ſelbſt kannten und es ſich nur um deſſen Auslegung handelt. Sie 
glaubten aber, es ſei dem Geſetze Genüge ge chehen, wenn Ein Redacteur 
genannt werde. Dieſes Moment ſchließe auch die böſe Abſicht aus, und 
es könne im Sinne des § 11, Abſ. 2 des Preßgeſetzes nicht von einer 
wiſſentlich falſchen Anzeige die Rede ſein. — Hierauf entgegnete der 
Generaſadvocat Cramer, daß der Nichtigkeitsgrund des Z. 5 des 8 281 
nur auf Deductionen geſtützt werde, welche mit der Geltendmachung 
des Nichtigkeitsgrundes Z. 9, lit. a, reſp. 10 zuſammenfalleu. In 
letzterer Hinſicht liege allerdings Grund zur Anfechtung des Uriheiles 
vor. Bei Freiſprechung des Dr. K. hat der Gerichtshof feſtgeſtellt, daß 
Dr. K., obgleich er ſich an der „Neuen iſraelitiſchen Zeitung“ bethei⸗ 
ligen ſollte, doch nicht berufen war, in das Verhältniß eines Redacteurs 
zu dieſem Blatte einzutreten. Dieſe Feſtſtellung läßt ſich auf einen 
Rechtsirrthum nicht zurückführen. Mag auch, wie die Beſchwerde betont, 
die juriſtiſche Definition des Redacteurs Schwierigkeiten bieten, darüber 
läßt der Sprachgebrauch nicht im Zweifel, daß, wer an der Redaction 
nicht theilnimmt, als Redacteur nicht angeſehen werden kann. Dieſer 
Feſtſtellung gegenüber muß zugegeben werden, daß M. und B. in der 
Richtung des 8 11 St. G. B. mit Unrecht verurtheilt worden ſind; 
denn war Dr. K. nicht Redacteur, dann enthält die nach $ 10 Pr. G. 
erſtattete Anzeige, inſofern ſie den M. allein als Redacteur bezeichnet, 
keine falſche Angabe. Wohl aber trifft den Herausgeber M. und den 
Drucker B. die im Schlußſatze des 8 9 Pr. G. normirte Verantwortung. 
Nach § 9 des Pr. G. hat jedes Blatt oder Heft einer periodiſchen 
Druckſchrift unter Anderem auch den Namen des verantwortlichen 
Redacteurs zu enthalten. Dieſe Anordnung verfolgt insbeſondere den 
Zweck, im Falle eines geſetzwidrigen Vorkommniſſes den Behörden die 
Möglichkeit eines raſchen und ſicheren Einſchreitens zu wahren. Das Geſetz 
begnügt ſich mit der Angabe eines einzigen Redacteurs, ſtellt aber in Z. 4 
des § 10 des Pr. G. den Parteien anheim, auch mehrere Redacteure 
zu benennen, welche dann, falls zwiſchen ihnen nicht eine vollſtändige, 
auch in der äußeren Structur des Blattes erkennbare Arbeitstheilung 
ſtattgefunden hat, ſolidariſch ſür die ganze Druckſchrift haften. Eben 
deshalb beſteht in Anſehung aller dieſer Redacteure die Verpflichtung 
zur Wahrheit. Iſt daher auf dem Blatte eine Perſon als Redacteur 
angegeben worden, die nicht Redacteur iſt, ſo begründet dieſe unrichtige 
Angabe, wenn fie eine wiſſentlich falſche iſt, das im Schlußſatze des 
§ 9 Pr. G. bezeichnete Vergehen. Der ſtrafbare Thatbeſtand wird 
für den gegebenen Fall nicht etwa dadurch beſeitigt, daß auf der 
Nr. 1 der „Neuen iſraelitiſchen Zeitung“ M, als verantwortlicher 
Redacteur erſcheint, während K. ohne dieſen Beiſatz nur ſchlechthin 
als Redacteur bezeichnet iſt. Nicht dieſer Beiſatz, ſondern die Benennung, 
die Angabe als Redacteur, begründet die Verantwortlichkeit. Daß auf 
das im 8 9, Alinea 3 vorkommende Prädicat „verantwortlicher“ 
kein Gewicht zu legen iſt, geht — abgeſehen von dem bereits erwähnten 
Zwecke dieſrr Vorſchrift — auch noch daraus hervor, daß der Geſetz⸗ 
geber im § 32 des Pr. G. und bezw. im Art. III. Z. 1 des Geſetzes 
vom 15. October 1868, R. G. Bl. Nr. 142, an einem Orte, wo gerade 
ein Fall der Verantwortlichkeit des Redacteurs aufgeſtellt iſt, und unter 
der ausdrücklichen Bemerkung, daß der Redacteur durch die Erklärung 
eines Anderen, daß er die Verantwortung allein übernehme, von ſeiner 
Verantwortung nicht befreit werde — und nicht minder im 8 10 St. G. B. 
vom Redacteur überhaupt und nicht vom verantwortlichen Redacteur ſpricht. 
Jede eutgegengeſetzte Meinung würde überdies die Wirkſamkeit des Preß⸗ 
geſetzes hemmen und insbeſondere das Unweſen der Strohmänner fördern 
Was im gegebenen Falle M. und B. in ihrer Beſchwerde als Straf- 
ausſchließungsgrund bezeichnen, iſt in Wahrheit nichts anderes, als die 
Berufung auf Unwiſſenheit des Geſetzes, welche nach 88 3 und 233 
St. G. B. die ſtrafgerichtliche Haftung nicht beſeitigt; proceſſuale Hinder⸗ 
niſſe ſtehen der richtigen Geſetzesanwendung durch den Caſſationshof nicht 
im Wege. Dieſe Geſetzesanwendung involvirt keine reformatio in pejus, 
weil das Delict des § 9 einer milderen Strafandrohung unterliegt, aber 
auch keine Ueberſchreitung der Anklage. Denn die Anklage kehrt ſich wider 
die Hintergehung der Behörde durch eine wiſſentlich falſche Angabe über 
die Redaction des Blattes. Dieſe Anklage beruht auf dem materiellen Factum, 
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daß Dr. K. auf dem Blatte als Redacteur erſcheint, während er in der 
nach 8 10 Pr. G. erſtatteten Anzeige nicht angegeben iſt. Eben dieſes 
Factum ſoll aber auch dem Spruche des h. Caſſationshofes zu Grunde 
gelegt werden. Die Aenderung, daß als falſch nicht die Anzeige, ſondern 
die auf dem Blatte enthaltene Angabe anzuſehen iſt, iſt innerhalb des 
Rahmens des § 262 St. P. O. gelegen; die Identität der Strafthat wird 
dadurch nicht berührt. 

Hierauf erkannte der k. k. Caſſationshof mittelſt Entſcheidung vom 
27. October 1879, 3. 6489, zu Recht: Die Nichtigkeitsbeſchwerde des 
Albert M. und Karl Heinrich B. wird verworfen und dieſelben haben 
die allfälligen Koſten des Caſſationsverfahrens zu tragen. — Gründe: 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde wurde auf den § 281, 3. 5, 10 
(richtig 9 a) und 9 b St. P. O. geſtützt. Der Nichtigkeitsgrund Z. 5 
iſt nicht vorhanden, weil der Gerichtshof für ſeinen Ausſpruch, daß die 
von Albert M. im Sinne des § 10 des Preßgeſetzes erſtattete Anzeige 
eine „falſche“ war, auch Gründe angeführt hat, und dieſe Gründe keine 
Unvollſtändigkeit erkennen laffen; weil ferner dadurch, daß unter dem 
Titel des 8 281, 3. 5 St. P. O. nur die Schlüſſigkeit der ange⸗ 
führten Gründe bekämpft wird, die Beſchwerde den Rahmen dieſes Nich— 
tigkeitsgrundes überſchreitet, und in den weiter geltend gemachten Nich— 
tigkeitsgrund Z. 10 (reſp. 9 a) hinübergreift. Aber auch die Nichtigkeit 
des § 281, 3. 10 (reſp. 9 a) St. P. O. iſt nicht vorhanden, denn 
der Gerichtshof hat als feſtgeſtellt angenommen, daß in der oben be— 
rührten, nach $ 10, Abſ. II des Preßgefetzes von Albert M. der 
Behörde vor dem Erſcheinen der periodiſchen Druckſchrift „Neue iſraeli— 
tiſche Zeitung“ überreichten Anzeige Albert M. allein als Redacteur 
angegeben war, daß bis zum Erſcheinen des Blattes von den Ange— 
klagten keine Veränderung angemeldet wurde, daß aber nichtsdeſtoweniger 
gleich das erſte mit Nr. 1 bezeichnete Blatt au ſeiner Spitze den Dr. K. 
als Redacteur, und am Ende den angeklagten Albert M. und zwar Letzte— 
ren mit dem Beiſatze „verautwortlicher“ ebenfalls als Redacteur bezeich- 
nete. Nach Maßgabe der $ 10 und 11 des Preßgeſetzes vom 17. December 
1862, R. G. Bl. Nr. 16 vom Jahre 1863, muß aber von den abweichen- 
den Angaben des wirklich erſchienenen Blattes auf die Qualität der vor⸗ 
ausgegangenen Anzeige zurückgeſchloſſen werden, und dieſelbe erſcheint in 
dieſer Richtung als „eine falſche“, und zwar wie der Gerichtshof weiter feſt— 
geſtellt hat, als eine „wiſſentlich falſche“, deren Unwahrheit auch dem mit— 
angeklagten Drucker des Blattes bekaunt war. Die Beſchwerde ſtützt ſich 
weſentlich darauf, daß nach dem Sprachgebrauche und nach dem Geſetze zwi— 
ſchen dem „Redacteur“ ſchlechthin und dem verantwortlichen Redacteur ein 
Unterſchied zu machen ſei, eine Uuterſcheidung, die bei der Beurtheilung der 
Frage: ob eine im § 10 des Preßgeſetzes vorgeſehene den Sicherheits- 
behörden überreichte Anzeige falſche Angaben enthalten hat, oder nicht, nicht 
maßgebend iſt, und um ſo weniger maßgebend erſcheint, als das Geſetz einen 
Unterſchied zwiſchen verantwortlichem und nicht verantwortlichem Redacteur 
nicht kennt, wie aus Art. III, Z. 1 des Geſetzes vom 15. October 1868, 
R. G. Bl. Nr. 142, einem Orte, wo gerade ein Fall der Verantwortlich— 
keit des „Redacteurs“ aufgeſtellt wird, deutlich zu erſehen iſt. Auch wäre 
durch eine entgegengeſetzte Auslegung dem Mißbrauche mit Strohmännern 
das weiteſte Feld eröffnet. Es kann alſo in der Unterordnung der feſt⸗ 
geſtellten That unter den § 11 Abf. Il des Geſetzes vom 17. December 
1862, R. G. Bl Nr. 6 vom Jahre 1863, keine Geſetzesverletzung erkannt 
werden. Endlich iſt auch der Nichtigleitsgrund des 8 281, 3. 9 b St. P. O., 
wiewohl hier nur eine unrichtige Geſetzesdentung zur Grundlage genommen 
wird, keineswegs als beſtehend anzunehmen, weil derſelbe auf die Entſchul⸗ 
digung mit der Unkenntniß ſtrafgeſetzlicher Vorſchriften zurückzuführen iſt, 
eine ſolche Unkenntniß jedoch nach § 3 St. G. Niemanden, nach § 233 
St. G. und deſſen Schlußſatze aber am wenigſten den Angeklagten, denen 
es oblag, die Preßvorſchriften zu befolgen, als Strafausſchließungsgrund 
zu Gute kommen kann. 


Geſetze und Verordnungen. 
1879. III. Quartal. 
Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 
VII. Stück. Ausgeg. am 17. Juli. 

21. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 8. Juni 1879, 
3. 32.061, betreffend die Mauthgebühr auf der eiſernen Brücke in Kriegern. 

22. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen von 17. Juni 1879, 
8. 34.973, betreffend die Bemauthung der Bezirksſtraße Mertendorf-Reichen. 


23. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 20. Juni 
1879, Z. 36.154, betreffend die Bemauthung der im Zuge der Leretitz⸗Wrbitzer 
Gemeindeſtraße gelegenen 3 Steinbrücken. 

24. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 20. Juni 
1879, Z. 36.363, betreffend die Bemauthung der Schloß Königswart-Drei⸗ 
hackener Bezirksſtraße. 

25. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 21. Juni 
1879, Z. 36.364, betreffend den Fortbezug der Brückenmauth auf der Egerbrücke 
bei Radoweſie. 

26. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 24. Juni 
1879, 8. 36.175, betreffend die Bemauthung der Egerbrücke bei Klbſterle. 

27. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 24. Juni 
1879, Z. 36.176, betreffend die Bemauthung der Bezirksſtraßen: Roth⸗Aujezd, 
Hajek, Sovin, Svorov, Chinava, Dolan, Rebec, Lidic, Makotkas und Dusnik⸗ 
Karlſtein, ferner den Fortbezug der Mauth auf den Bezirksſtraßen Horelie, Groß⸗ 
Jenè und Unhost⸗Kladno. 

28. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 25. Juni 
1879, 8. 32.062, betreffend die Bemauthung der Seeſtadtl-Holiſchitz⸗Trupſchitzer 
Bezirksſtraße. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 30. Auguſt. 

29. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 25. Juni 
1879, 3. 36.501, betreffend den Fortbezug der Mauth auf der Egerbrücke in 
Brſchowitz. 

30. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 17. Juli 
1879, Z. 43.236, betreffend eine Verordnung der k. k. Landesregierung für 
Bosnien und die Herzegowina zur vorläufigen Regelung des Apothekergewerbes 
in dieſen Ländern. 

31. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 7. Auguſt 
1879, Z. 48.365, betreffend die Bemauthung der von dem Mühlbeſitzer Joſef 
Karaſek erbauten hölzernen Jochbrücke über den Elbefluß bei Koſtelec. 

IX. Stück. Ausgeg. am 10. September. 


32. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 6. Auguſt 1879, 
Z. 47.950, betreffend die Ausübung der ärztlichen, wundärztlichen, zahnärztlichen, 
thierärztlichen und Hebammen-Praxis in Bosnien und der Herzegowina. 
33. Kundmachung der k. k. Statthalterei für Böhmen vom 8. Auguſt 1879, 
3. 46.534, betreffend die Bemauthung der Krumau-Hohenfurther Bezirksſtraße. 
X. Stück. Ausgeg. am 25. September. 


34. Kundmachung des Statthalters für Böhmen vom 22. Auguſt 1879, 


8. 1821, in Betreff der Benützung der Eiſenbahnen bei der Inſtradirung von 
Schüblingen. 


35. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 25. Auguſt 1879, 


Z. 51.492, betreffend die Bemauthung des über den Iſerfluß führenden Steges 
bei Pieper. 

36. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 3. September 
1879, 3. 53.746, betreffend die Bemauthung der Oberhals-Pürſtein-Aubacher 
Bezirksſtraße. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die Markgrafſchaft 
Mähren. 
XII. Stück. Ausgeg. am 9. Juli. 

21. Geſetz vom 9. Juni, giltig für die Markgrafſchaft Mähren, womit 
die mähriſche Landes-Findelanſtalt, beſtehend aus der Hauptauſtalt in Brünn 
und der Filiale in Olmütz, mit 31. December 1879 aufgelaſſen wird. 

XIII. Stück. Ausgeg, am 11. Juli. 


22. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 23. Mai 1879, 
betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxe des öffentlichen Krankenhaufes in Znaint. 

23. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 26. Mai 1879, 
betreffend die Autoriſirung des techniſchen Inſpectors der Dampfkeſſel⸗Unterſu⸗ 
chungs⸗ und Verſicherungs⸗Geſellſchaft in Wien Peter Zwiauer zur Erprobung 
und proviſoriſchen Unterſuchung der Dampfkeſſel der Geſellſchaftsmitglieder in 
Mähren. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 10. September. 


24. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 6. Juli 1879, 
3. 11.540, betreffend die Giltigkeit der in Bosnien und der Herzegowina ein⸗ 
geführten Leichenpäfſe. 

25. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 18. Juli 1879, 
betreffend die Verleihung des Befugnſſſes eines Civilgeometers. 

26. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 26. Juli 1879, 
betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines Civilgeometers. 
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Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Kronland Herzogthum 
Ober- und Nieder-Schlefien. 
IX. Stück. Ausgeg. am 1. Juli. 

20. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 3. Juni 
1879, Z. 4456, betreffend die Feſtſtellung der Verpflegstaxe des öffentlichen Kranken⸗ 
hauſes in Zuaim. 

21. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 20. Juni 
1879, Z. 4955, betreſſend die Erhebung der Ortsgemeinde Polniſch-Oſtrau zum 
Marktflecken. 

22. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 20. Juni 
1879, Z. 4481, betreffend die Regelung des Curweſens in dem Curorte Grafen⸗ 
berg⸗Freiwaldau. 

X. Stück. Ausgeg. am 3. Juli. 

23. Geſetz vom 9. Juni 1879, giltig für das Herzogthum Schleſien. 
(Auflaſſung der ſchleſiſchen Landes-Findelanſtalt.) 

24. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 24. Juni 
1879, Z. 4982, betreffend die Auflaſſung der ſchleſiſchen Findelanſtalt. 

XI. Stück. Ausgeg. am 18. September. 

25. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 5. Juli 
1879, Z. 5421, betreffend die Verehelichung der dauernd Beurlaubten und Reſerve⸗ 
männer. 

26. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 17. Juli 
1879, Z. 5688, betreffend die Verlegung eines Wochenmarktes in der Gemeinde 
Zuckmantel. 

27. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 26. Auguſt 
1879, 8. 7170, betreffend die Erhebung des St. Georgs-Gemeindeſpitales in 
Zwickau zu einer öffentlichen allgemeinen Kraukenanſtalt. 

28. Kundmachung des k k. Landespräſidenten für Schleſien vom 28. Auguft 
1879, Z. 7238, betreffend die Feſtſetzung der Verpflegskoſtengebühr bei dem allge⸗ 
meinen öffentlichen Krankenhauſe in Czernowitz. 

29. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 31. Auguſt 
1879, 3 6446, womit eine Beſchränkung des freien Verkaufes der Blanquette 
von Heimatſcheinen ausgeſprochen wird. 

XII. Stück. Ausgeg. am 20. September. 

30. Verordnung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 3. September 
1879, Z. 5465, betreffend einige Erleichterungen rückſichtlich der Beſtimmungen 
der 88 20 und 21 der ſchlefiſchen Straßenpolizeiordnung. 

Landes-Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 
XII. Stück. Ausgeg. am 4. Juli. 

74. Kundmachung des k. k. Statthaltereipräſidiums vom 14. Mai 1879, 
Z. 3884, betreſſend die Einführung der polniſchen Sprache als Amtsſprache in 
den akademiſchen Behörden der Lemberger Univerſität. 

75. Geſetz vom 23. Mai 1879, wirkſam im Königreiche Galizien und 
Lodomerien mit dem Großherzogthume Krakau, betreffend die Contrahirung 
einer Landesanleihe bis zum Betrage von 500.000 ffl. zur Beſſerung der 
Verhältniſſe des kleinen Credits im Lande. 

76. Kundmachung des Landesausſchuſſes für das Königreich Galizien und 
Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau vom 10. Juni 1879, 8. 21.245, 
betreffs Feſtſetzung der Verpflegstaxe für das allgemeine Krankenhaus zu Tarnopol. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 5. Juli. 

77. Kundmachung des k. k. Statthaltereipräſidiums vom 25. Juni 1879, 
Nr. 4715/pr., womit die Verordnung des hohen k. k. Juſtizminiſteriums vom 
27. Mai 1879, Z. 7115, betreffend die Errichtung eines Kreisgerichtes in 
Wadowice verlautbart wird. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 17. Juli. 

78. Geſetz vom 13. Februar 1879, wirkſam für das Königreich Galizien 
und Lodomerien mit dem Großherzogthume Krakau, betreffend die Einführung 
von Aenderungen in der bisherigen Abgränzunz der Sprengel der Bezirks- 
vertretungen. 

79. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 9. Juli 1879, Z. 33.267, 
daß die Rinderpeſt, welche vom 10. Jänner bis 8. Juli 1879 im Lande herrſchte, 
vollſtändig erloſchen iſt, und tft das Kronland Galizien nunmehr wieder ſeuchenfrei. 

XV. Stück. Ausgeg. am 8. Auguſt. 

80. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 14. Juli 1879, 3. 33.382, 

betreffend die Beſtätigung des Statuts des St. Lazarus⸗Spitals in Krakau. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Bukowina. 
XI. Stück. Ausgeg, am 1. September. 
15. Kundmachung der Bukowinger k. k. Landesregierung ddto. 23. Juli 
1879 8. 5939, betreffend die Aufhebung der Vorſchrift über die Nach veiſung 
der erfolgten Verehelichung der dauernd Beurlaubten und Reſervemanner. 


Verordnungsblatt für den Dienftbereich des k. k. Finanzmini- 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
Nr. 37. Ausgeg. am 1. Juli. 
Allgemeines. 

Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums, mittelſt deſſen mehrere Aenderungen 
in den Beſtimmungen für die Abhaltung der Caſſaprüfungen für die Bewerber 
um Anſtellungen bei den in dieſem Erlaſſe bezeichneten Finanzeaſſen angeordnet 
werden. Z. 23.006 ex 1878. 14. Juni. 

Nr. 38. Ausgeg. am 9. Juli. 
Allgemeines 
„Abdruck von Nr. 98 R. G. Bl. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 99 R. G. Bl. 

Zollbehandlung der Gegenſtände für die exposition internationale des 
scienses appliquèes à l'industrie in Paris. Z. 17.867. 26. Juni. 

Nr. 39. Ausgeg. am 21. Juli. 
Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 

Behandlung der an die ks k. Punzirungsämter geleiteten ausländiſchen 
Sendungen mit Gold» und Silberwaaren. Z. 18.716. 9. Juli. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. Juli 1879, womit 
für den Monat Auguſt 1879 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwen⸗ 
dung in Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 3931 F.⸗M. 
19. Juni. 

Nr. 40. Ausgeg. am 30. Juli. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Anwendung des Stampfer'ſchen Vifirſtabes zur Beſtimmung des Raum⸗ 
inhaltes von Fäſſern, cylindriſchen und coniſchen Gefäßen (Bottichen) und prisma⸗ 
tiſchen Körpern. Z. 25.793 ex 1878. 8. Juli. 

Verordnung, betreffend die Behandlung der Anſäuerungsbottiche bei der 
Branntweinbeſteuerung nach dem Maiſchraume. 3. 20.979. 24. Juli. 

Nr. 41. Ausgeg. am 13. Auguſt. 
Indirecete Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 102 und Nr. 104 R. G Bl. 

Verordnung der k. k. Miniſterien der Finanzen und des Handels in 
Betreff von Erleichterungen bei Verfaſſung der Waarenverkehrs⸗Ausweiſe für das 
Jahr 1879. Z. 21.687. 25. Juli. 

N Nr. 42. Ausgeg. am 22. Auguſt. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 105 R. G. Bl. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 21. Auguſt 1879, womit 
für den Monat September 1879 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Ver⸗ 
wendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 4444. 
F.⸗M. 21. Auguſt. 

Verbot der Ein⸗ und Durchfuhr von Vexireigarren. Z. 22.428. 3. Auguſt 

Nr. 43. Ausgeg. am 29. Auguſt. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Abdruck von Nr. 111 R. G. Bl. 

Nr. 44. Ausgeg. am 20. September. 

Allerhöchſte Handſchreiben. (Wechſel in der Leitung des Finanzminiſte⸗ 
riums.) Z. 4685. F.⸗M. 

Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums, womit für den Monat October 
1879 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zah⸗ 
lung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 4881. F.⸗M 18. September. 

Nr. 45. Ausgeg. am 30. September. 
Sndirecte Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung der Miniſterien des Handels nnd der Finanzen, betreffend 
die Zollbehandlung der groben, nicht garnirten Strohhüte aus Venetien. Z. 26.270. 
14. September. 

Abdruck von Nr. 116 R. G. Bl. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 
XIII. Stück. Ausgeg. am 1. Juli. 
Nr. 40. Abdruck von Nr. 82 R. G. Bl. 
XIV. Stück. Ausgeg. am 15. Juli. 
Nr. 41. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 22. Mai 
1879, 3. 4914, womit der Vorgang bei der ſtatiſtiſchen Aufnahme der Volks⸗ 
ſchulen neu geregelt wird. 
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XV. Stück. Ausgeg. am 1. Auguſt. 

Nr. 42. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 28. Juni 
1879, Z. 9065, an den k. k. Landesſchulrath für Böhmen, betreffend den Nach⸗ 
weis der phyſiſchen Tüchtigkeit der Candidaten für das Volksſchullehramt. 

XVI. Stück. Ausgeg, am 15. Auguſt. 

Nr. 43. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
31. Juli 1879, Z. 7878, betreffend den formellen Nachweis über die von Can⸗ 
didaten des Gymnaſial⸗Lehramtes zurückzulegenden Univerſitätsſtudien. 

Nr. 44. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 24. Juli 
1879, 3. 11.531, betreffend den Wechſel im Gebrauche der für Mittelſchulen 
zuläſſigen Lehrtexte und Lehrmittel. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 1. September. 

Nr. 45. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
2. Auguſt 1879, Z. 4779, betreffend den Gebrauch einer einheitlichen Ortho⸗ 
graphie in den deutſchen Lehr⸗ und Leſebüchern für den Volksſchulunterricht. 

Nr. 46. Erlaß des leitenden Miniſters für Cultus und Unterricht vom 
18. Auguſt 1879, Z. 12.544, an die Statthalter in Trieſt und Dalmatien, 
betreffend die Organiſation der nautiſchen Schulen. 

XVIII. Stück. Ausgeg, am 15. September. 

Nr. 47. Verordnung des leitenden Miniſters für Cultus und Unterricht 
vom 29. Auguſt 1879, Z. 13.568, betreffend die Abänderung des § 13 des 
gemeinſamen Organiſationsſtatuts der beiden polytechniſchen Inſtitute in Prag 
und des officiellen Titels dieſer Anſtalten. 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben den Botſchafter in Disponibilität Felix Grafen 
Wimpffen auf den Botſchafterpoſten am k. italieniſchen Hofe berufen. 

Seine Majeftät haben dem Miniſterialrathe im Handelsminiſterium Joſef 
Freiherrn von Buſchmann anläßlich deſſen Penfionirung den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Sectionschefs verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialſecretären im Handelsminiſterium 
Karl Freiherrn von Proff⸗-Irnich und Dr. Adalbert Hofmann tarfrei 
je den Titel und Charakter eines Sektionsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Generalconſul in Ruſtſchuk Gerhard Ritter 
von Chiari zur Leitung des k. und k. Generalconſulates iu Trapezunt und den 
Conſul von Kwiatkowski in Trapezunt zur Leitung des k. und k. General⸗ 
conſulates in Ruſtſchuk berufen. 

Seine Majeſtät haben die Verſetzung des Conſuls Joſef Wald hart von 
Sofia nach Priszren genehmigt. 

Seine Majeſtät haben den Realitätenbeſitzer Heinrich Berlin gieri in 
Livorno zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem in den Ruheſtand tretenden Buchhalter der 
k. k. Privatgüterdirection in Prag Johann Sau duy das Ritterkreuz des Franz⸗ 
Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Civilingenieur Ignaz Lederer das goldene 
Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen und dem Ingenieur Karl Rößler die 
Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Der Handelsminiſter hat die Poſtcontrolore Ignaz Ullrich, Anton 
Lexa, Joſef Eduard Maik und Richard Poſch zu Oberpoſteontroloren in 
Wien ernannt. 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle mit der eilften Rangsclaſſe bei der Wiener Poltzei⸗Direc⸗ 
tion, bis Ende Jänner 1880. (Amtsbl. Nr. 294.) 

Bezirksarztensſtelle zweiter Claſſe in Niederöſterreich mit der zehnte n 
Rangsclaſſe, bis 15. Jänner 1880. (Amtsbl. 296.) 

Eine Oberingenieurſtelle in der achten und mehrere Ingenieurſtellen in 
der neunten, eventuell Bauadjunktenſtellen in der zehnten Rangsclaſſe, bis 20. Jän ner 
1880. (Amtsbl. Nr. 297.) 


| Soeben erſchien im Verlage von Moritz Perles in Wien 


Bauernmarkt Nr. 11: 


Der Stautsheumte. 


Kalendarium und Jahrbuch für die k. k. öſterr. Civilbeamten pro 1880. 


Dieſes mit großer Sorgfalt von Dr. Friedrich Hönig, General⸗ 
Sceretär⸗Stellvertreter des Erſten allgemeinen Beamtenvereines, redigirte Werk 
enthält ein authentiſches Verzeichniß aller k. k Staatsbeamten. 


Preis eleg. geb. 2 fl. 
Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
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